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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (UZK) überträgt im Einklang mit 
dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) der Kommission die 
Befugnis, einige nicht wesentliche Elemente des UZK gemäß Artikel 290 AEUV zu ergänzen. 
Die Kommission hat diese Befugnisse ausgeübt und am 28. Juli 2015 die Delegierte 
Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung 
von Bestimmungen des Zollkodex der Union angenommen. Mit dieser Delegierten 
Verordnung der Kommission wurden allgemeine Bestimmungen zur Ergänzung des 
Zollkodex im Einklang mit den der Kommission übertragenen Befugnissen und im Hinblick 
auf eine eindeutige und ordnungsgemäße Anwendung des Zollkodex festgelegt. 

Am 29. März 2017 teilte das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 50 des Vertrags über die 
Europäische Union dem Europäischen Rat seine Absicht mit, aus der Europäischen Union 
auszutreten. Das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft trat am 
1. Februar 2020 in Kraft und sieht einen Übergangszeitraum bis zum 31. Dezember 2020 vor. 

Um nach Ablauf dieses Übergangszeitraums den reibungslosen täglichen Betrieb der 
Zollverwaltungen und der Wirtschaftsbeteiligten in den betroffenen Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten, werden mit dieser delegierten Verordnung angemessene Fristen festgelegt, 
innerhalb deren die Wirtschaftsbeteiligten Vorabinformationen zu Sicherheit und Schutz für 
Waren vorlegen müssen, welche das Zollgebiet der Union auf dem Seeweg aus Richtung oder 
in Richtung des Vereinigten Königreichs (alle Häfen des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland, der Kanalinseln und der Insel Man) erreichen oder verlassen. 

 2. KONSULTATIONEN VOR DER ANNAHME DES RECHTSAKTS 

Die Kommission hat die Mitgliedstaaten auf der Sitzung der Sachverständigengruppe für 
Zollfragen vom 9. November 2020 konsultiert.  

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Die Rechtsgrundlage für diese Verordnung ist in der Befugnisübertragung des Artikels 131 
Buchstabe b und des Artikels 265 Buchstabe a des Zollkodex enthalten. 

Subsidiaritätsprinzip 

Der Vorschlag fällt nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) in die ausschließliche Zuständigkeit der EU.  

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Was die Verhältnismäßigkeit angeht, so werden die Grenzen der durch die gesetzgebenden 
Organe erteilten Befugnisübertragungen in dieser Verordnung beachtet; die Verordnung 
betrifft nur Elemente, die eine bessere Anpassung der bestehenden Rechtsvorschriften an die 
Anforderungen der gängigen Praxis der Zollbehörden und der Wirtschaftsbeteiligten 
ermöglichen. 
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4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Da mit dieser Verordnung lediglich beabsichtigt wird, die derzeitigen Rechtsvorschriften der 
Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 mit Blick auf den Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der Europäischen Union und seinen künftigen Status als Drittstaat an die mit 
ihr angestrebten Ziele anzupassen, und da keine wesentlichen Änderungen vorgesehen sind, 
ergeben sich aus dieser Verordnung keine unmittelbaren Auswirkungen auf den Haushalt. 
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) .../... DER KOMMISSION 

vom 20.11.2020 

zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission bezüglich 
der Fristen für die Abgabe der summarischen Eingangsanmeldung und der 

Vorabanmeldung bei Beförderung auf dem Seeweg von und nach dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland, den Kanalinseln und der Insel Man 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft1, 
insbesondere auf Artikel 126 und Artikel 127 Absatz 1, 

gestützt auf das Protokoll zu Irland/Nordirland im Anhang an das Abkommen, insbesondere 
Artikel 5 Absätze 3 und 4 sowie Artikel 13 Absatz 1,  

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union2, insbesondere auf Artikel 131 
Buchstabe b und Artikel 265 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 29. März 2017 hat das Vereinigte Königreich seine Absicht mitgeteilt, gemäß 
Artikel 50 des Vertrags über die Europäische Union aus der Union auszutreten. 

(2) Am 1. Februar 2020 ist das Vereinigte Königreich aus der Europäischen Union und 
der Europäischen Atomgemeinschaft ausgetreten. Gemäß Artikel 126 und 127 des 
Abkommens über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft (im 
Folgenden „Austrittsabkommen“) gilt das Unionsrecht während eines 
Übergangszeitraums, der am 31. Dezember 2020 endet (im Folgenden 
(„Übergangszeitraum“), für das Vereinigte Königreich sowie im Vereinigten 
Königreich. 

(3) Gemäß Artikel 185 des Austrittsabkommens und Artikel 5 Absatz 3 des Protokolls zu 
Irland/Nordirland gelten die Zollvorschriften im Sinne des Artikels 5 Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 für das Vereinigte Königreich und im Vereinigten 
Königreich in Bezug auf Nordirland (mit Ausnahme der Hoheitsgewässer des 
Vereinigten Königreichs) nach Ablauf des Übergangszeitraums. Außerdem gilt gemäß 
Artikel 5 Absatz 4 sowie Anhang 2 Nummer 1 des genannten Protokolls die 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 für das Vereinigte Königreich und im Vereinigten 
Königreich in Bezug auf Nordirland. Bezugnahmen in dieser Verordnung auf das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland sollten daher die in Nordirland 
befindlichen Häfen ausnehmen. 

                                                 
1 ABl. L 29 vom 31.1.2020, S. 7. 
2 ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1. 
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(4) Nach Ablauf des Übergangszeitraums muss für Waren, die aus dem Vereinigten 
Königreich in das Zollgebiet der Union verbracht werden, eine summarische 
Eingangsmeldung und für Waren, die das Zollgebiet der Union in Richtung des 
Vereinigten Königreichs (mit Ausnahme Irlands) verlassen, eine Vorabanmeldung 
vorliegen. Diese Anmeldungen sind innerhalb einer Frist abzugeben, die den 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und des Vereinigten Königreichs in Bezug auf 
Nordirland ausreichend Zeit lässt, vor dem Eintreffen der Waren bzw. der Ausfuhr der 
Waren eine eingehende Risikoanalyse für Sicherheits- und Schutzzwecke 
vorzunehmen, ohne dass die logistischen Abläufe und Verfahren der 
Wirtschaftsbeteiligten erheblich beeinträchtigt werden.  

(5) Derzeit gelten im Einklang mit der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der 
Kommission3 spezifische Fristen für die Abgabe von summarischen 
Eingangsanmeldungen oder Vorabanmeldungen für die Beförderung von Fracht 
zwischen dem Zollgebiet der Union und jedem Hafen in der Nordsee. Nach Ablauf des 
Übergangszeitraums sollten dieselben Fristen für diese Zwecke auch für Waren gelten, 
die auf dem Seeweg in oder aus Häfen des Vereinigten Königreichs verbracht werden, 
die nicht an der Nordsee gelegen sind. Wenn eine summarische Eingangsmeldung 
oder eine Vorabanmeldung erforderlich ist, sollten daher für alle Häfen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland sowie der Kanalinseln und 
der Insel Man die für Nordseehäfen festgesetzten Fristen gelten.  

(6) Diese Verordnung sollte so bald wie möglich in Kraft treten und ab dem 1. Januar 
2021 gelten, damit reibungslose tägliche Betrieb der Zollverwaltungen und 
Wirtschaftsbeteiligten nach Ablauf des Übergangszeitraums gewährleistet wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 wird wie folgt geändert: 

1)  In Artikel 105 Buchstabe c wird folgende Ziffer angefügt: 

 „vi) Häfen des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, mit Ausnahme der 
Häfen in Nordirland, sowie Häfen der Kanalinseln und der Insel Man;“;  

 

 
2) 

Artikel 244 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii erhält folgende Fassung: 

„ ii) für Beförderungen von Containerfracht zwischen dem Zollgebiet der Union und 
Grönland, den Färöern, Island oder den Häfen an Ostsee, Nordsee, Schwarzem Meer oder 
Mittelmeer, allen Häfen Marokkos und den Häfen des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland, mit Ausnahme der Häfen in Nordirland, sowie Häfen der 
Kanalinseln und der Insel Man spätestens zwei Stunden vor dem Auslaufen aus einem 
Hafen im Zollgebiet der Union;“. 

 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 

Union in Kraft. 

                                                 
3 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der 

Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur 
Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 1). 
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Sie gilt ab dem 1. Januar 2021. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20.11.2020 

 Für die Kommission 

 Die Präsidentin 

 Ursula VON DER LEYEN 
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